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Weizmanns Aufruf 

an die Zionisten und alle jüdischen Palästinafreunde 

In ernster Stunde! 

Manda^Lfer!Z U Zt d Z 7' 7 ***"“* Über d \ e künftige Palästina-Politik hat mich veranlaßt, der 

der tilZg^y 2^2’. ^ * "" ^ ^ ***»*- <>*«**" 

Gesd.ilT? SC n Htt getaU ^ nachdem es mir äber «« Jahrzehnt vergönnt war, die politischen 

der ZiZJsTZ 0rgam A Sati , 0n ™ d der Jewish A S en °y *» leiten, so ist darin bereits meine Beurteilung 

gerelte22ku2eZ2w T 7 % 2 entschiedener Prot <*‘ gegen eine einseitige und ul 

ZTl A/ .- j Werkes und meine Zuruckweisung einer Politik, die mit dem feierlichen Versprechen der 
englischen Nation und dem Inhalt des Mandats im Widerspruch steht. ? 

j j E l T d ^7 f Sit ™ SäUm ! Werden ’ Um den bem f enen Organen der Zionistischen Organisation und 

Sebel die sil^F Zd W- 7 i ^ AW " des j ädischen Volkes A ^ort auf dieses Dokument zu 
Q eben, die sie in Ernst und Wurde zu geben wissen werden . 

In dieser Stunde da ich von der Leitung der Bewegung zurücktrete, fühle ich mich gedrängt, ein Wort 
zu richten an das jüdische Volk, an die Ungezählten, die in unwandelbarer Treue zu Zion riehen f 

Gewiß, eine Zeit ernster Prüfung steht uns bevor, eine Zeit des Kampfes mit neuen Widerständen und 
Schwierigkeiten Aber sie treffen ein Volk, das widrige Geschicke kennt, das bereit und fähig ist, sie zu besiegen, 
und das gelernt hat, sich auf sich selbst zu verlassen. Der Aufbau des Jüdischen Nationalheims — ist er denn 
etwas anderes als eine neue Phase jenes unvergleichlichen, Jahrtausende alten Kampfes, den das jüdische Volk 
mit Opfern ohne Zahl für seine Zukunft, seine Unvergänglichkeit geführt hat? Und wenn wir auf unser Werk 
in alastina blicken, ist es nicht unser Stolz, daß wir es waren, die aus eigener Kraft eine Landwirtschaft, 
aus eigenem tleiß eine Industrie schufen und aus eigenem Geist eine Universität? 

.. l f n - dl6Se scho Pf ensche Kraft des Volkes, an sein Vertrauen zu sich selbst und zu seiner großen geschicht¬ 
lichen Bestimmung appelliere ich in diesem Augenblick als einer, der aus tiefster Seele an sie glaubt Ich 
wende midi zuerst an den Jischuw: Steht fest in erprobter Willensstärke und führet den Bau fort! Unbeirrt und 
zukunftssicher geht unser Werk weiter! Den Freunden Zions in allen Ländern aber rufe ich zu: Schließt Euch 
zusammen! Legt Zeugnis ab für Eure Treue zum jüdischen nationalen Heim — in Wort und Tat, durch ver¬ 
stärkte Anstrengung, durch vervielfachte Leistung! 

Laßt uns der Welt zeigen, was uns Erez-Israel bedeutet und daß wir unerschütterlich zu ihm stehen 
in Liebe und Hingebung. 

London, 21 . Oktober 1930 . /->j , „. , 

C haim weizmann 


Die politische Entwicklung der letzten Monate 


Die letzten Wochen waren eine Zeit folgenschwerer 
Ereignisse für das jüdische Aufbauwerk. Die britische 
Palästina-Politik, insbesondere das Verhalten der Regie¬ 
rung während und nach den Unruhen, war von der Jewish 
Agency aufs heftigste angegriffen worden. Die Shaw- 
Kommission hatte einen Bericht erstattet, der jedoch 
die Schuld der Regierung verkleinerte und heftige Angriffe 
gegen das jüdische Kolonisationswerk enthielt. Die 
Jewish Agency hatte hierauf in einer scharfen Ant¬ 
wort den wahren Sachverhalt vor der Oeffentlichkeit 
aufgedeckt. — Im August dieses Jahres hat sich nun 
die Permanente Mandatskommission des Völker¬ 
bundes mit dem Shaw-Bericht und der Erwiderung der 


Jewish Agency beschäftigt und sie ist zu dem Ergebnis 
gekommen, daß die britische Veifvaltung in Palästina die 
Unruhen hätte verhindern können. Sie hat sodann von 
der Regierung die Ausführung des Mandats in beiden 
Teilen, also sowohl dieErrichtungderJüdischen 
Nationalen Heimstätte wie auch die weitere För¬ 
derung der arabischen Bevölkerung verlangt und aus¬ 
drücklich erklärt, daß diese beiden Momente i n k e i n e m 
Gegensatz zueinander stehen. Trotz des anfänglichen 
Widerstandes der britischen Regierung hat der Völker¬ 
bundsrat diesen Bericht der Mandatskommission be¬ 
stätigt. Wir erwarteten nunmehr die von der Regie¬ 
rung in Aussicht gestellte Erklärung über ihre zukünftige 
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Palästina-Politik, in der sie auf lange Zeit hinaus die 
Richtlinien, nach denen den beiden Gesichtspunkten Rech¬ 
nung getragen werden sollte, festzulegen beabsichtigte. 

Während dieser politischen Vorgänge studierte im Auf¬ 
träge der britischen Regierung SirJohnHopeSimp- 
son, eine Autorität auf dem Gebiet des Kolonisations¬ 
wesens, die Landesbedingungen. Sein Bericht sollte die 
Grundlage für die Regierungserklärung werden. Die 
Jewish Agency hat mit Simpson loyal zusammen gearbeitet 
und ihn mit dem not¬ 
wendigen Material ver¬ 
sorgt. Der sehr aus¬ 
führliche Bericht 
Simpsons liegt nun¬ 
mehr vor. Er enthält 
eine warme Anerken¬ 
nung für die jüdische 
kolonisatorische Lei¬ 
stung und kommt zu Er¬ 
gebnissen hinsichtlich 
der Einwanderung, des 
Bodenkaufs und der 
Kolonisation in Pa¬ 
lästina. Er entspricht 
bei weitem nicht dem, 
was in Wirklichkeit er¬ 
wartet werden durfte 
und was eine sorg¬ 
fältige, exakter arbei¬ 
tende und die Wirt¬ 
schaftsprobleme Pa¬ 
lästinas in ihrer Viel¬ 
seitigkeit besser be¬ 
rücksichtigende Exper¬ 
tise hätte ergeben 
können. Zu unserer 
Enttäuschung aber hat die Regierungserklärung 
selbst diese Ergebnisse Simpsons nichtberücksich- 
ti gt und eine Politik angekündigt, die weit über die Vor¬ 
schläge ihres Experten hinaus das jüdische Aufbauwerk 
einschränken könnte, wenn sie in der Tat durch¬ 
geführt wird. Diese Erklärung hat daher alle Palästina¬ 


freunde aufs höchste erregt. Zum Zeichen des P r o - 
t e s t e s haben Dr. W e i z m a n n als Präsident der Jewish 
Agency und der Zionistischen Organisation, Lord Mel- 
chett als Präsident des Council der Jewish Agency und 
Felix M. Warburg als Präsident des Administrative 
Committee der Jewish Agency ihre Aemter nieder¬ 
gelegt. Sie führen selbstverständlich die mit ihren 
Aemtern verbundene Arbeit fort, aber die wahrschein¬ 
lich im Februar 1931 zusammentretenden obersten In¬ 
stanzen der Jewish 
Agency und der Zio¬ 
nistischen Organisation 
werden endgültige Be¬ 
schlüsse über die nun 
geschaffene Situation 
zu fassen haben. 

Wir bringen in dieser 
Nummer unseren Le¬ 
sern die wichtigsten 
Materialien, die über 
die Haltung der briti¬ 
schen Regierung und 
unsere Stellung hierzu 
informieren. 

Die Jewish Agency in 
Deutschland hat in voll¬ 
kommener Solidarität 
mit allen ihren Zwei¬ 
gen in anderen Län¬ 
dern gegen eine Politik, 
die die Weiterführung 
unserer großen und 
gerechten Sache zeit¬ 
weise hemmen kann, 
aufs schärfste pro¬ 
testiert. 

Wir werden jedoch alle Kräfte daran setzen, das Auf¬ 
bauwerk auch unter den jetzigen Bedingungen weiter¬ 
zuführen. Wir erwarten, daß alle unsere Freunde gerade 
jetzt zeigen werden, daß sie bereit sind, für die Auf¬ 
rechterhaltung und Weiterentwicklung der wichtigsten 
jüdischen Positionen Opfer zu bringen. 


DIE ANTWORT 
DES KEREN HAJESSOD 

Fortführung 

des Aufbauwerks 

Daher 

Verstärkte Werbearbeit —— 
Gesteigerte Opferbereitschaft — 

Erforderlich sind: 

Sofortige Überweisung der Beiträge 
Neuzeichnung für 5691 (1930/31) 
Sonderspenden 


Erklärungen zur neuen Situation: 


Direktor Oscar Wassermann 

Vorsitzender des Präsidiums des Keren Hajessod 
und Präsident des Finanz- und Wirtschaftskomitees 
der Jewish Agency: 

Die Erklärung der englischen Regierung über die von ihr 
beabsichtigte Politik in Palästina ist für die Juden sehr ent¬ 
täuschend. Sie zeigt, daß die gegenwärtige Regierung das Pa¬ 
lästina-Mandat anders auffaßt, als es seinerzeit allgemein ver¬ 
standen worden war. Dr. W e i z m a n n hat die Regierungs¬ 
erklärung mit seiner Demission als Präsident der Jewish Agency 
beantwortet, und diese Körperschaft wird zu der durch die eng¬ 
lische Regierung geschaffenen Sachlage Stellung zu nehmen 
haben. Auch in anderen jüdischen Kreisen wird das neue Weiß¬ 
buch nicht ohne Widerhall bleiben. 

Unsere Palästinaarbeit aber wird es nicht ändern. 

Auch nach der Auslegung, die jetzt dem Mandat gegeben 
wird, ist das Land für mehrere hunderttausend jüdische Einwan¬ 
derer offen. Für Familien, die über 1000 Pfund verfügen, besteht 
überhaupt keine Einwanderungsbeschränkung; daß die Einwan¬ 
derung Unbemittelter nur von den wirtschaftlichen Möglich¬ 


keiten abhängig sein kann, war bisher schon von uns als selbst¬ 
verständlich anerkannt worden. Die 

mechanische Regelung, 

die anscheinend jetzt beabsichtigt wird, kann natürlich von uns 
nicht gebilligt werden; den Fortgangder Einwande¬ 
rung wird auch sie nicht hindern. Das Entschei¬ 
dende wird, wie bisher auch, die Höhe der Gelder sein, die 
die Juden in der Welt für den Aufbau Palästinas zur Verfügung 
stellen wollen. Es hat sich bisher immer gezeigt, daß Schwierig¬ 
keiten, die man ihnen in den Weg legt, die Juden nicht von 
einem gefaßten Vorsatz abzubringen geeignet sind; so können 
wir auch jetzt mit vollem Vertrauen erwarten, daß die neuer¬ 
liche Erklärung der englischen Regierung die alten Freunde des 
Palästina-Aufbaus in 

ihrem Opfermut nur bestärken 

und dem Werke zahlreiche neue Freunde gewinnen wird. In 
Palästina leben gegenwärtig 170 000 Brüder, die wir jetzt, und 
gerade jetzt, nicht im Stiche lassen wollen. 

Die Jewish Agency und der Keren Hajessod bleiben an¬ 
gesichts der jetzigen Ereignisse fest und setzen ihre Ar¬ 
beit zuversichtlich fort. 
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Kurt Blumenfeld 

Vorsitzender der Zionistischen Vereinigung für Deutschland: 

• Was bedeutet die englische Regierungserklärung für die 
zionistische Bewegung ? Sicherlich einen politischen 
.Hf. s c “ * f. £• Die politische Konjunktur ist unter der gegen¬ 
wärtigen englischen Regierung dem Zionismus ungünstig. Seit 
bestehen des Palästinamandats war die englische Verwal¬ 
tungsbürokratie gegen ein Jewish National 
H o m e als ein neuartiges Gebilde, dessen Problemen mit ge¬ 
wohnten Verwaltungspraktiken nicht beizukommen war. Die 
Revanche für jahrelang geübte Kritik von jüdischer Seite ist 
das neue Weißbuch, 

ein Erfolg einer reaktionären Beamtenschaft über sozialen Fort¬ 
schritt und freie wirtschaftliche Entwicklung. 

Millionen Juden wollen die Schaffung des Jüdischen 
Nationalheims. 

Sie s i fl d zu diesem Entschluß nicht durch politische Erfolge, 
sondern aus innerem jüdischen Bedürfnis gekommen. Sie sind 
gewohnt, politischen Widerständen zu begegnen und sie mit 
verdoppelter Energie zu überwinden. So ist der Zionismus 
unter ungünstigsten politischen Bedingungen entstanden. Pa¬ 
lästina war türkisch, Juden durften nicht einwandern; der 
Bodenkauf war aufs äußerste erschwert. Dennoch wurden da¬ 
mals die wichtigsten Grundlagen für das Sied¬ 
lungswerk gelegt. Baron Edmond R o t h s c h i I d gab in jenen 
Zeiten viele Millionen für die Gründung von jüdischen Kolonien 
her. Diese Kolonien sind trotz aller Anfangsschwierigkeiten 
heute blühende Siedlungen. 

Die zionistische Welt ist auch heute frei von übertriebener 
Nervosität. Die neuen politischen Schwierigkeiten begegnen 
einem erstarkten Palästina. 170—180 000 Juden leben dort, 
haben jüdische Städte, Stadtviertel und eine große Zahl neuer 
Kolonien geschaffen, intensive Kultur ins Land gebracht, die 
Grundlagen neuer Wirtschaftsblüte, haben ein starkes hebrä¬ 
isches Kulturleben entwickelt, fühlen sich mit Recht als 
Mittelpunkt der jüdischen Welt, 
haben den Beweis erbracht, daß Juden als schaffende Men¬ 
schen Träger eines neuen Lebens werden können; sie haben 
die Unruhen des vorigen Jahres mutig und unerschüttert über¬ 
standen. 

Uebrigens läßt auch die ungünstige Regierungspolitik 

dem jüdischen Werk Chancen, 

wenn auch noch nicht klar ist, ob die Regierung sich die Vor¬ 
schläge von Sir John Hope Simpson, ihres eigenen 
Sachverständigen, zu eigen macht, der mit 20 000 jüdischen 
Familien als neuen landwirtschaftlichen Siedlern in der Pflan¬ 
zungszone rechnet. Völlig unannehmbar sind die Bestim¬ 
mungen über Immigration, welche die Erteilung von 
Einwanderungserlaubnissen ganz der B e a m t e n w i 11 k ü r 
anheimgeben und so das im Mandat festgelegte Grundrecht 
auf freie Einwanderung nach Maßgabe der wirtschaft¬ 
lichen Verhältnisse gefährden. Gegen diese Bestimmungen rich¬ 
tet sich in erster Linie der Kampf der Zionistischen Organisation 
und der Jewish Agency, der seinen Ausdruck zunächst in der 
Demission von Dr. W e i z m a n n gefunden hat. 

Die zionistische Bewegung führt den Kampf durch er¬ 
neuten Aufruf zum Zionismus. Zionisten haben in schweren 
Zeiten niemals versagt. Der neue Appell an ihre Opferwillig¬ 
keit wird begeisterten Widerhall finden, und auch che Freunde 
des Palästinawerks, die sich mit uns in der Jewish Agency 
vereinigt haben, halten dem mit der Zionistischen Organisation 
geschlossenen Bunde die Treue. 


Dr. Bernhard Kahn 

Mitglied der Exekutive der Jewish Agency und europäischer 
Direktor des amerikanischen Joint Distribution Gomittees: 

Zionismus und der jüdische Wille, in Palästina jüdisches 
Leben neu zu gestalten, sind berechtigt und bedingt durch die 
historische Verbundenheit der Juden mit Palästina und den 
daraus entspringenden 

unaustilgbaren inneren Beziehungen 
der Juden zu Palästina. Die äußeren Erfolge, allerdings, sind 
abhängig von gewissen weltpolitischen Konstellationen. Wir 


haben geglaubt, daß mit der Balfour-Deldaration der große 
günstige Zeitpunkt gekommen ist, wo die äußeren Bedingungen 
und che tausendjährige jüdische Sehnsucht sich vereinen können 
um in raschem Tempo die Verwirklichung der jüdischen Pa¬ 
lästina-Sehnsucht herbeizuführen. Die jetzigen Veröffentlichun¬ 
gen der britischen Regierung können das Tempo der Arbeit 
vielleicht verlangsamen, können aber den jüdischen Willen 
in Palästina die jüdische, allgemein-menschlich wertvolle 

Aufbauarbeit fortzusetzen, nicht brechen. 

Es ist im Gegenteil anzunehmen, daß nach der Ueberwindung 
der ersten schweren Eindrücke sich das Interesse der jüdischen 
Welt für das Palästina-Werk verstärken und neue jüdische 
Energie und Bereitschaft sich für die Fortsetzung der Arbeit 
einsetzen werden. 

Die Aufbauarbeit in Palästina wird fortgeführt werden! 

Aus den bisherigen, wenn auch spärlichen Nachrichten, die ich 
aus Amerika erhalten habe, ist zu ersehen, daß alle bisherigen 
Freunde des jüdischen Aufbaus in Palästina trotz der großen 
Erregung, welche die Veröffentlichung der britischen Regierung 
hervorgerufen hat, bereit sind, mit unverminderter Energie 
für das Palästina-Werk weiterzuarbeiten. Gerade in der 
schweren Lage, in der sich die Judenheit der Welt heute be¬ 
findet, ist es jüdische Pflicht und ein Ausdruck des natürlichen 
jüdischen Selbsterhaltungstriebs, die großen Palästina- 
hoffnungen nicht zu vermindern. 


Der Brief Dr. Weizmanns 
an Passfield 


Der Präsident der Jewish Agency, Dr. W e i z m an n , rich¬ 
tete am 20. Oktober, sofort nach Veröffentlichung der britischen 
Regierungserklärung, an den Kolonialminister Lord Pass¬ 
field ein Schreiben, in dem es u. a. heißt: 

Die Erklärung der britischen Regierung bezeichnet sich 
als eine Neudarlegung der im Weißbuch von 1922 ausge¬ 
sprochenen Politik und als eine Befolgung der Vorschläge des 
Berichtes von Sir John Hope Simpson. Meines Erachtens 
jedoch bedeutet diese Erklärung eine grundlegende 
Abänderung der im Jahre 1922 niedergelegten Politik, 
wie sie sich in der Praxis von acht Jahren gestaltet hat. 
In einigen wesentlichen Punkten entfernt sie sich von dem 
Bericht von Sir John Hope Simpson. Obzwar die 
Jewish Agency viele von den Ergebnissen, zu denen dieser 
Bericht gelangt ist, kaum akzeptieren oder zugeben könnte, 
daß der Bericht die Frucht einer vollen Würdigung aller 
einschlägigen Tatsachen und Probleme darstellt, so wäre sie 
nichtsdestoweniger, wie ich mit Sicherheit annehme, bereit 
gewesen, in dem Bericht eine gemeinsame Grundlage 
zu suchen, auf welcher eine Zusammenarbeit mit 
der britischen Regierung möglich gewesen wäre. 
Die Regierungserklärung, in welcher Meinungen sich bereits 
zu Entscheidungen verhärtet haben, enthält keine Einladung 
zu solcher Bemühung. In weitgehendem Maße leugnet sie 
die Rechte und lähmt die Hoffnungen des jüdischen Volkes 
bezüglich der Nationalen Heimstätte in Palästina, soweit 
es in der Macht der britischen Regierung 
steht, dies zu tun. Der Rat des Völkerbundes warnte 
bei seiner letzten Sitzung die Mandatarmacht im voraus vor 
einer Politik, die „darauf abziele, d*e Entwicklung der Jüdi¬ 
schen Nationalen Heimstätte in ihrem gegenwärtigen Ent¬ 
wicklungsstadium zu kristallisieren“. Die Auffassung des Rates 
wurde vom britischen Vertreter vorbehaltlos akzeptiert, die 
jetzt von der Regierung angekündigten Maßnahmen werden 
jedoch, gerade dieses Resultat herbeiführen. 

Seit zwölf Jahren stehe ich an der Spitze der Zionistischen 
Organisation und der Jewish Agency. Während dieser ganzen 
Zeit habe ich mich bemüht, in engstem Einvernehmen mit der 
britischen Regierung zu arbeiten und meine Tätigkeit auf der 
Grundlage enger Zusammenarbeit mit ihr aufzubauen. 

Niemand könnte ängstlicher bemüht sein als ich, einer 
Aufforderung zu weiterer Zusammenarbeit Folge zu leisten, 
wenn hierfür eine Grundlage vorhanden wäre. Ich kann eine 
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solche jetzt nicht sehen, nachdem die britische Regierung einen 
Tadel über unsere vergangene Arbeit ausgesprochen und Ent¬ 
scheidungen gefällt hat, die der Fortsetzung unseres Werkes 
in der Zukunft sehr ernste Hindernisse in den Weg legen. 

Unter diesen Umständen habe ich beschlossen, mein Amt 
als Präsident der Zionistischen Organisation und der Jewish 
Agency niederzulegen und so schnell als möglich den Kongreß 
und den Rat dieser Körperschaften einzuberufen, damit sie die 
Maßnahmen ergreifen, die die Lage erfordert. 

Protesterklärung 

Felix M. Warburgs 

Mr. Felix M. Warburg, der Präsident des Admini¬ 
strative Committee der Jewish Agency, veröffentlicht eine Er¬ 
klärung, in der er seinem schärfsten Protest gegen das neue 
Weißbuch der Britischen Regierung Ausdruck gibt. Die Re¬ 
gierungserklärung bedeutet einen grausamen Verrat an der 
England übertragenen Aufgabe. Wir haben auf Grund unseres 
Vertrauens viele Millionen Pfund ins Land gebracht, 
das Gesundheitswesen entwickelt, blühende Siedlungen ins 
Leben gerufen, Landwirtschaft und Industrie entfaltet, ein mo¬ 
dernes Erziehungswesen ausgebaut. Durch diese Leistun¬ 
gen hat das Land große Fortschritte machen können. 
Unsere Arbeit ist zu wesentlichen Teilen auch der arabi¬ 
schen Bevölkerung zugute gekommen. Es ist uns 
eine Freude und eine Befriedigung, dies feststellen zu können, 
da nach unserer festen Ueberzeugung ein Land nicht gedeihen 
kann, wenn es nur einem Teile seiner Bevölkerung gut geht. 

Dieser Aufbau und dieser Fortschritt hat dabei dem bri¬ 
tischen Steuerzahler keinen Penny gekostet. Die Tätig¬ 
keit Englands in Palästina beschränkte sich darauf, lediglich zu 
verwalten. Den bisherigen britischen Oberkommissaren des 
Landes kann eine Begünstigung der Juden gewiß nicht zum 
Vorwurf gemacht werden. Was die Regierung zu vergeben 
hatte, hat sie den Arabern gegeben. Sogar die Fürsorge für 
die Opfer der Augustunruhen wurde der jüdischen Wohltätig¬ 
keit überlassen! Der Beitrag, den die Regierung für die Wieder¬ 
gutmachung der Schäden zur Verfügung stellte, kann nur als 
jämmerlich bezeichnet werden. 

Warburg kritisiert sodann heftig das Verfahren der Shaw- 
Kommission und deren Bericht. Eine neuerliche Untersuchung, 
die durch Sir John Hope Simpson veranstaltet wurde, sollte das 
Gefühl der Enttäuschung über den Shaw-Bericht mildern. 

Wir glaubten, das Beste erwarten zu dürfen: wiederholt 
versprach die Regierung — auch mir gegenüber — die wirkliche 
Ausführung des Mandates. Dieses neue Weißbuch wurde von 
der Regierung jedoch veröffentlicht, ohne sich mit der Jewish 
Agency vorher zu beraten, man hat sie vor vollendete Tatsachen 
gestellt. Dieses Verhalten der Regierung steht in krassem 
Gegensätze zu den Versicherungen, die Lord Passfield mir per¬ 
sönlich gegeben, zu deren Entgegennahme er mich ausdrücklich 
nach London eingeladen hatte. 

Zu meinem tiefsten Bedauern muß ich angesichts dieses 
Sachverhalts meinen Vorsitz im Administrative Committee 
niederlegen. Ich habe den Erklärungen ver¬ 
traut, die Lord Passfield im Namen der englischen Regierung 
abgegeben hat. Das jüdische Volk ist dadurch irregeführt 
worden. Die Aufrechterhaltung solcher Beziehungen zur eng¬ 
lischen Regierung, die die“ Stellung eines Vorsitzenden des Ad¬ 
ministrative Committee erfordert, ist mir weiterhin unmöglich. 
Ich schlage die Einsetzung eines interimistischen Komitees zur 
Weiterführung der Geschäfte der Jewish Agency vor. 

Unverändert bleibt meine Ergebenheit für die jüdische 
Sache und für Palästina. Ich werde weiterhin meine besten 
Kräfte diesem Werke widmen, das unsere tiefsten Interessen 
berührt. In einem Zeitpunkte voller Hoffnung und Enthusias¬ 
mus haben sich Zionisten und Nichtzionisten zusammengefun¬ 
den, um Palästina aufzubauen. Sie werden noch inniger ver¬ 
bunden bleiben angesichts dieser tragischen Enttäuschung, er¬ 
füllt von Vertrauen darauf, daß der Sinn des englischen Volkes 
für Recht und Billigkeit und daß die verständnisvolle Einsicht 
der öffentlichen Meinung in allen Ländern es uns ermöglichen 
wird, die gegenwärtigen Hindernisse zu überwinden. 


Lord Melchetts Schreiben 
an Weizmann 

Ich habe den Zeitungen entnommen, daß Sie sich ge¬ 
zwungen sahen, angesichts der kürzlich von der Regierung 
veröffentlichten Erklärung über die Palästina-Politik als Präsi¬ 
dent der Jewish Agency zu resignieren. Ihr Entschluß ist 
von äußerster Wichtigkeit, ich kann jedoch keine Ueber- 
raschung über den Schritt, zu dem Sie sich verpflichtet hielten, 
äußern. Während der Zeit unserer Zusammenarbeit beim Auf¬ 
bau des Nationalheims in Palästina seit 1921 waren wir be¬ 
strebt, die aufeinander folgenden Regierungen und Verwal¬ 
tungen in einem freundschaftlichen Geiste der Kooperation 
und mit ernstem und aufrichtigem Bemühen, unser Werk auf 
einer maßvollen Linie durchzuführen, zu beraten. Sie mußten 
die Bürde tragen, manche Handlungen der Mandatsverwaltung 
in Einklang zu bringen mit der Politik der Errichtung eines 
Nationalheims, und die Regierung bei. vielen Gelegenheiten 
gegenüber großen Teilen unserer Gemeinschaft zu verteidigen. 

Wir sind von Konferenz zu Konferenz vom Minister¬ 
präsidenten eingeladen worden: wir haben zahlreiche prak¬ 
tische Vorschläge gemacht; wir haben uns bereit gezeigt, 
in jeder Weise die Kooperation mit den Arabern zu erleich¬ 
tern, wenn nur die Regierung auch ihre Aufgabe dabei er¬ 
füllen würde. Unser Rat wurde gesucht, aber unsere Emp¬ 
fehlungen wurden geflissentlich ignoriert. Die groteske 
Travestie des Zweckes des Mandates, die in der Regierungs- 
Veröffentlichung gegeben wird, kann nur charakterisiert wer¬ 
den als eine Beleidigung der Intelligenz der Judenheit und als 
ein wohlüberlegter Affront der Mandatskommission. 

Es ist von der Mandatskommission deutlich 
definiert worden, daß sein Zweck die Errichtung der Jüdi¬ 
schen Nationalen Heimstätte und die Errichtung, von Selbst¬ 
verwaltungs-Institutionen ist. Jede Zeile des Regierungsdoku¬ 
mentes atmet einen Geist von Einschränkung und Feindselig¬ 
keit. Und während aus Mr. Winston Churchills Weißbuch 
ironisch zitiert wird, daß es „wesentlich ist, daß. die jüdische 
Gemeinschaft wissen solle, daß sie sich in Palästina aus Recht 
und nicht aus Duldung befindet“, — ist es unmöglich zu ent¬ 
decken, welches Recht der Judenheit innerhalb oder außer¬ 
halb Palästinas in der Zukunft zugestanden wird oder wie 
sie das Gefühl erhalten soll, daß sie überhaupt irgendwelche 
Rechte hat. Man kann nur erstaunt sein, daß die Regierung 
die Stirn hat, die Zustimmung der Mandatskommission anzu¬ 
führen, besonders nach der schrecklichen Zensur, die sie über 
ihre Führung der Geschäfte in Palästina erhalten hat. 

Als die Jewish Agency gebildet wurde, übernahm ich das 
Amt des Joint-Chairman des Council und den Vorsitz der Politi¬ 
schen Kommission. Unter den gegenwärtigen Umständen kann 
ich diese Aemter nicht weiter in nützlicher Weise bekleiden. 
Ich habe daher keine andere Möglichkeit, als sie niederzu¬ 
legen, was ich hiermit in aller Form tun möchte. 


Offener Protest der konservativen 
Parteiführer Baldwin, 
Chamberlain und Amery 

Der Brief in der „Times“ beginnt mit dem Ausdruck des Be¬ 
dauerns, daß Dr. Weizmann im Hinblick auf die Regierungs¬ 
erklärung von der Leitung der zionistischen Bewegung zurück¬ 
getreten ist und mit einem Tribut an die Loyalität, mit der Dr. 
Weizmann durch 12 Jahre trotz vieler Schwierigkeiten und Ent¬ 
täuschungen sich bemüht hat, mit der englischen Regierung zu 
kooperieren. Die Verfasser des Briefes sind überzeugt, daß Dr. 
Weizmann, wie aus seinem Resignationsschreiben zu ersehen ist, 
die Aufgabe, der Regierung die Durchführung des Mandates 
zu erleichtern, erfüllt hat, solange sich dies mit seinen Pflich¬ 
ten gegenüber seinem eigenen Volke vereinbaren ließ. Dr. 
Weizmann hat noch im September d. J. in einem Brief an Lord 
Passfield den Vorschlag wiederholt, den er vor einem Jahre 
dem Ministerpräsidenten machte, daß die Regierung als ein 
ehrlicher Makler zwischen Juden und Arabern auftreten und 
eine Verständigungskonferenz einberufen möge. 
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FrH?lP i;- er . konservativen Führer endet mit folgender 
Erklärung: „Wir sind uns aufs tiefste der zweifachen Verpflich¬ 
tung sowohl den Juden wie den Arabern gegenüber bewußt 

SLmMpÄ* v , e L kör P. e /‘ ist und d| e die Grundlage der Politik 
. t hat, welche seither von der englischen Regierung ver- 
folgt wurde. Was wir bedauern, ist, daß die Regierungdiese 
Politik aufgegeben zu haben scheint. Indem die Regierung 
EL Vo . r 5,t lIa ,2 unbeachtet ließ, entmutigte sie dil 
Bemühungen der jüdischen Führer, die darauf ausgingen, 
die einvernehmliche Stimmung zu fördern, welche die Regie- 
rung selbst als die notwendige Bedingung zur Lösung der Pa- 
lastinaprobleme betrachtet. Ohne weder den Arabern noch 
den Juden zur Darlegung ihrer Meinungen Gelegenheit gege¬ 
ben und ohne dem Parlament gestattet zu haben, seine Stimme 
zu erheben, hat die Regierung eine Politik festgelegt, die von 
so endgültig negativem Charakter ist, daß sie uns im Wider¬ 
spruch zu stehen scheint nicht nur zu der Forderung des Völker¬ 
bundsrates dahingehend, daß es den Intentionen des Mandates 
widersprechen würde, wenn das Jüdische Nationalheim im 
gegenwärtigen Stadium der Entwicklung durch eine Festlegung 
au * das jetzige Ausmaß endgültig abgeschlossen werden würde, 
sondern auch zum ganzen Geist der Balfour-Dekiaration und 
der Erklärungen, die in den letzten 12 Jahren von den auf¬ 
einanderfolgenden Regierungen abgegeben wurden. Es ist nur 
zu deutlich, daß das Weißbuch auf die öffentliche Meinung der 
Judenheit in Amerika und in anderen Ländern die Wirkung 
haben wird, das Gefühl von Mißtrauen in den guten Glauben 
Englands zu erzeugen, der das wertvollste Besitztum unserer 
auswärtigen Reichspolitik bildet.“ 


Erklärungen Dr. Weizmanns 

Dr. Weizmann gab in einer von der Exekutive der 
Jewish Agency veranstalteten Pressekonferenz am 20. Oktober 
1930 in London nachstehende Erklärungen ab: 

_ .. neu ? Erklärung der Britischen Regierung über ihre 

künftige Palästina-Politik gibt vor, mit der Erklärung des 
Premierministers vom 3. April, mit dem Weißbuch von 1922, 
mit dem Mandat und mit dem Bericht der Permanenten 
Mandats-Kommission vom Sommer dieses Jahres in Ueber- 
einstimmung zu stehen. Es ist nicht schwierig, nachzuweisen, 
daß die neue Politik in Wahrheit mit allen vier Kundgebungen 
in Widerspruch steht. 

Mr. Ramsay MacDonald sagte im Unterhaus, daß in 
dem Mandat „eine doppelte Verpflichtung enthalten sei, gegen¬ 
über dem jüdischen Volke einerseits, und gegenüber der 
nichtjüdischen Bevölkerung in Palästina andererseits". Diese 
Erklärung wird in dem vorliegenden Dokument umgedeutet 
in „eine Politik, welche auf die Förderung der Inter¬ 
essen der Einwohner Palästinas, sowohl Ara¬ 
ber wie Juden, abzielt“. Das jüdische Volk schrumpft 
so zu solchen jüdischen Individuen zusammen, die zurzeit in Pa¬ 
lästina ansässig sind. Der Wechsel in der Einstellung ist 
fundamental und beweist ein tiefes Mißverstehen von 
Zweck und Bedeutung der Politik des Jüdischen Nationalheims. 
Das Versprechen der Balfour-Dekiaration und des Mandates 
richtete sich an die Adresse des jüdischen Volkes in der Diaspora 
und gründete die Ansprüche des jüdischen Volkes auf ihre histo¬ 
rische Verknüpfung mit Palästina. Die Balfour-Dekiaration an¬ 
erkannte das Recht der Juden, ihr Nationales Heim in Palästina 
wiederherzustellen. Die Verpflichtung war dem ganzen 
jüdischen Volke gegenüber übernommen, das 
seinen Platz in Palästina „von Rechts wegen und nicht aus Dul¬ 
dung" einnehmen sollte, um die Worte des Weißbuches von 
1922 zu gebrauchen. All dieses verschwindet aus der neuen 
Regierungserklärung, wenn man ihren Sinn richtig versteht. 

Das Weißbuch vom Jahre 1922 erklärte hinsichtlich jüdi¬ 
scher Immigration, daß „die Immigranten der Bevölkerung Pa¬ 
lästinas als eines Ganzen nicht zur Last fallen und daß sie keine 
Gruppe der gegenwärtigen Bevölkerung ihrer Beschäftigung 
berauben sollten". In der neuen Erklärung wird 

dieser Grundsatz des Jahres 1922 umgedeutet 

in die Forderung, „daß bei Abschätzung der Aufnahmefähigkeit 
Palästinas zu einer gegebenen Zeit arabische Arbeitslosigkeit 
ebenso in Betracht gezogen werden soll wie jüdische, wenn 
es sich darum handelt, die zulässige Immigrationsrate zu be¬ 
stimmen". Mit anderen Worten, jüdische Immigration soll ein- 


geschrankt werden, nicht weil sie Arbeitslosigkeit verur- 
sacht, sondern weil unter den Arabern Arbeitslosigkeit 
Ü- x w- . Der Unterschied ist von großer Bedeutung, weil 
die Möglichkeit, jüdischen Immigranten Beschäftigung zu geben 
1“ erheblichen Maße von der Einfuhr von Kapital nach 

Palästina durch die Judenheiten der Welt abhängt. Dieses Ka- 
pital geht nach Palästina, um das Wachstum des Jüdischen 
Nationalen Heims zu fördern; es geht nach Palästina, um jü¬ 
dischen Einwanderern Arbeit zu geben. Wenn es diesen Zweck 
nicht erfüllen kann, so wird jüdisches Kapital nicht nach Pa¬ 
lästina einströmen. Sir John Hope Simpsons Bericht 
von dem die Regierung behauptet, ihm „sehr sorgfältige Be¬ 
achtung geschenkt“ zu haben, hat diesem Aspekt der Frage 
seine Aufmerksamkeit durchaus zugewandt. Er schreibt: 

,, ,”? 7 S kann offenbar für den arbeitslosen Araber nicht von 
Vorteil sein, daß jüdisches Kapital daran verhindert werden 
wurde, in das Land einzuströmen, und er befindet sich auch 
einer sc hlechteren Läge, weil jüdische Arbeiter zur Aus- 
fuhrung von Arbeiten nach Palästina kommen, für die Geld¬ 
mittel durch gleichzeitige Zuführung jüdischen Kapitals zur 
Verfügung gestellt werden. In Wahrheit befindet er sich sogar 
in einer besseren Lage, da letzten Endes die Verausgabung 
dieses Kapitals in Löhnen, die jüdischen Arbeitern gezahlt 
werden, zu einer Nachfrage von Dienstleistungen eines Teiles 
der arabischen Arbeitslosen führen wird“ (Seite 163). 

Richtig ist, daß Sir John Hope Simpson die auf dem Im¬ 
port jüdischen Kapitals begründete jüdische Immigration, als 
k’n !," s .P e . z L e 11 e n F a 11“ behandelt. In Wahrheit beruhte 
,, °/ # de J jüdischen Einwanderung nach Palästina stets auf der 
Verwendung spezifisch jüdischen Kapitals, das niemals in das 
Land gekommen wäre, wenn es nicht die Ermöglichung jü¬ 
discher Einwanderung bezweckt hätte. 

Die Regierungserklärung klammert sich an den vagen Aus- 
?* rU j * n dem folgenden Abschnitt des Artikels 6 des 

Mandats: 


„Die Regierung Palästinas soll, bei gleichzeitiger Vor¬ 
sorge dafür, daß die Rechte und die Lage jeder Bevöl¬ 
kerungsgruppe nicht beeinträchtigt werden, die jüdische Ein¬ 
wanderung unter angemessenen Bedingungen fördern." 

t x Die x ^. rklärun S g ib t diesem Worte eine völlig neuartige 
Interpretation, und begründet hierauf einen ungerechtfertigten 
Angriff auf zionistische Arbeit in Palästina, sowie eine Boden- 
und Immigrationspolitik, die darauf abzielt, die weitere Ent¬ 
wicklung des Jüdischen Nationalen Heims aufzuhalten. Es gibt 
keinen Streit darüber, daß weder die bürgerlichen, noch die 
religiösen Rechte der nichtjüdischen Bevölkerung in Pa¬ 
lästina, irgendeinen Nachteil erlitten haben, und die Regierung 
hat bei mehreren Gelegenheiten betont, daß sich ihre ökono¬ 
mische .L ag e, hauptsächlich als ein direktes oder indirektes 
Ergebnis der jüdischen Arbeit für den Aufbau des Jüdischen 
Nationalheims, entschieden gebessert hat. Die Regierungs¬ 
erklärung meint, daß zwischen Artikel 6 des Mandats und der 
Bestimmung der Verfassung der erweiterten Jewish Agency, 
wonach der von ihr erworbene Boden „unveräußer¬ 
liches Eigentum des jüdischen Volkes" bilden 
soll, und wonach „in allen von der Jewish Agency unternom¬ 
menen oder geförderten Arbeiten grundsätzlich jüdische Ar¬ 
beiter beschäftigt werden sollen", ein Widerspruch besteht. Die 
Verfassung der erweiterten Jewish Agency, in der sich die jetzt 
zensurierten Bestimmungen finden, wurde der Regierung ge- 
ma ^ Forschrift des Mandates zur Genehmigung unterbreitet, 
und die Regierung hat sie nach einem genauen Studium von 
mehr als einem Jahr am 6. August 1930 bestätigt. Es ist schwer 
vorstellbar, daß diese Bestimmungen die Genehmigung der Re¬ 
gierung gefunden haben sollten, wepn sie, wie jetzt behauptet 
wird, im Gegensatz zum Mandat stunden. 

Wenn die Regierungserklärung Anspruch darauf erhebt, 
Ansichten der Permanenten Mandatskommission und 
des Volkerbundsrates in Uebereinstimmung zu stehen, so mag 
es genügen, die jetzt angekündigten Maßnahmen der folgen¬ 
den Erklärung gegenüberzustellen, die der Völkerbundsrat mit 
Zustimmung des britischen Vertreters gesprochen hat: 

Die Mandatarmacht wurde in dieser Erklärung vor einer 
Politik gewarnt, die „darauf hinzielte, die Entwicklung des 
Jüdischen Nationalheims auf das gegenwärtige Ausmaß der 
Entwicklung festzulegen". 

Das Resultat der neuen Politik wird es sein, daß gerade 
diese Festlegung eintreten wird, welche der Völkerbund im 
vorhinein verurteilt hat. 
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Aus dem Weißbuch der britischen Regierung 


I. 

Die Prinzipien der Palästina-Politik. 

1. Die Erklärung legt einleitend dar, daß die Veröffent¬ 
lichung des Shaw-Berichtes Veranlassung zu einer Kontroverse 
gegeben habe, zu deren Beilegung es erforderlich erschien, eine 
, klare und vollständige Darlegung der Regierungsprinzipien“ 
(a clear and full statement of policy) zu veröffentlichen. Diese 
Regierungserklärung ließ auf sich warten, weil der Experten¬ 
bericht von Sir John Hope Simpson den Entschließungen 
der Regierung zugrundegelegt werden sollte. 

2. In einem Lande wie Palästina, „in dem die Interessen 
und Bestrebungen zweier Bevölkerungs gruppen zurzeit vonein¬ 
ander abweichen, und in mancher Beziehung miteinander im 
Widerspruch stehen, wäre es zu viel, zu erwarten, daß eine wie 
auch immer geartete Darlegung der Regierungsprinzipien den 
Aspirationen irgendeiner Partei genügen könnte“. Die Regie¬ 
rung hofft jedoch, daß ihre Erklärung und die jetzt erfolgte 
„mehr präzise Definition ihrer Absichten“ dazu beitragen wird, 
das Gefühl der Unsicherheit zu beheben und aut beiden Seiten 
das Vertrauen wieder herzustellen. Die Regierung wird sich be¬ 
mühen, sowohl Araber und Juden davon zu überzeugen, daß 
sie das Interesse beider Rassen im Auge hat. Es muß jedoch 
hervorgehoben werden, daß keine Politik auf Erfolg rechnen 
kann, wenn sie nicht unterstützt wird, „nicht bloß durch ihre 
Annahme, sondern auch durch die willige Kooperation“ beider 
Bevölkerungsgruppen. 

3. Viele Mißverständnisse beruhen auf einer Verkennung 
der Natur der der Regierung auferlegten Mandatsverpflichtun¬ 
gen. Es muß daher auf das ausdrücklichste hervorgehoben 
werden, daß, um die Worte des Premierministers in seiner Er¬ 
klärung vor dem Unterhaus vom 3. April 1930 zu zitieren, „eine 
doppelte Verpflichtung vorliegt, gegenüber dem jüdischen Volk 
auf der einen Seite und der nichtjüdischen Bevölkerung Pa¬ 
lästinas auf der anderen Seite“. 

„Es ist daher notwendig geworden, daß die Regierung von 
vornherein klarstellt, daß sie weder durch Druck, noch durch 
Drohungen sich von dem im Mandat vorgeschriebenen Weg und 
von der Verfolgung einer auf die Förderung der Interessen der 
Einwohner Palästinas, Araber sowohl wie Juden, gerichteten 
Politik_abdrängen lassen wird.“ 

4. Die britische Regierung, heißt es weiter, veröffentlicht 
nicht zum erstenmal eine Erklärung über den Charakter ihrer 
Palästina-Politik. Im Jahre 1922 bereits wurde eine solche Er¬ 
klärung veröffentlicht, die von den Arabern zurückgewiesen, 
dagegen von der Zionistischen Organisation angenommen wurde. 
Dr. Weizmann schrieb damals: 

„Die Zionistische Organisation hat stets aufrichtig nach 
einer harmonischen Kooperation mit allen Teilen der Bevölke¬ 
rung Palästinas gestrebt. Sie hat es wiederholt klargestellt, 
und zwar sowohl durch Wort wie durch Tat, daß ihr nichts 
ferner liegt, als auch nur im geringsten die bürgerlichen oder 
religiösen Rechte oder die materiellen Interessen der nicht¬ 
jüdischen Bevölkerung zu beeinträchtigen.“ 

Die Erklärung vom Jahre 1922 bildet auch jetzt die Basis, 
auf der die künftige britische Politik in Palästina aufgebaut 
werden muß. 

5. Abgesehen von der Verfassungstrage sind in der Er¬ 
klärung vom Jahre 1922 drei wichtige Punkte behandelt worden, 
auf die jetzt wieder hingewiesen werden muß: 

a) Was versteht die britische Regierung unter dem Be¬ 
griff „Das Jüdische Nationale Heim“, dessen sich das Mandat 
bedient? In dieser Beziehung soll nachfolgender Absatz aus der 
Erklärung vom Jahre 1922 zitiert werden: 

„Während der letzten zwei oder drei Generationen haben 
die Juden eine Gemeinschaft in Palästina wieder errichtet, 
die jetzt 80 000 Seelen beträgt, von denen ungefähr ein Viertel 
Ansiedler oder Arbeiter auf dem Lande sind. Diese Gemein¬ 
schaft hat ihre eigenen politischen Organe, eine gewählte 
Vertreterschaft zur Leitung ihrer inneren Angelegenheiten, ge¬ 
wählte Vorstände in den Städten und eine Organisation zur 
Kontrolle ihrer Schulen. Sie hat ihr gewähltes Oberrabbinat 
und einen Rabbinerrat zur Leitung ihrer religiösen Ange¬ 


legenheiten. Ihre Geschäfte werden in Hebräisch als Um¬ 
gangssprache geführt, und eine hebräische Presse dient ihren 
Bedürfnissen. Sie hat ihr besonderes intellektuelles Leben und 
entfaltet erhebliche wirtschaftliche Tätigkeit. Diese Gemein¬ 
schaft also mit ihrer städtischen und ländlichen Bevölkerung, 
ihren politischen, religiösen und sozialen Organisationen, ihrei 
eigenen Sprache, ihren eigenen Gewohnheiten, ihrem eigenen 
Leben, hat tatsächlich „nationale“ Merkmale. Wenn gefragt 
wird, was mit der Entwicklung des Jüdischen Nationalen 
Heims in Palästina gemeint ist, so ist darauf zu erwidern, 
daß es sich nicht darum handelt, den Einwohnern Palästinas 
im ganzen eine jüdische Nationalität aufzuzwingen, sondern 
daß es sich um die weitere Entwicklung der jüdischen Ge¬ 
meinschaft handelt, mit der Hilfe der Juden in anderen Teilen 
der Welt, damit sie zu einem Zentrum wird, an welchem das 
jüdische Volk im ganzen aus Gründen der Religion und der 
Abstammung ein Interesse nehmen und worauf es stolz sein 
kann. Damit aber diese Gemeinschaft die besten Aussichten 
auf freie Entwicklung hat und dem jüdischen Volk volle Ge¬ 
legenheit gibt, seine Fähigkeiten zu entfalten, ist es wesent¬ 
lich, daß diese Gemeinschaft wissen soll, daß sie sich von 
Rechts wegen und nicht geduldet in Palästina befindet. Aus 
diesem Grunde ist es notwendig, daß die Existenz eines 
Jüdischen Nationalen Heims in Palästina international garan¬ 
tiert ist, und daß in aller Form anerkannt wird, daß es auf 
einer alten historischen Verknüpfung beruht. So also inter¬ 
pretiert Seiner Majestät Regierung die Deklaration von 1917, 
und wenn sie so verstanden wird, so ist der Staatssekretär 
der Meinung, daß sie nichts enthält, oder mit sich bringt, 
was die arabische Bevölkerung Palästinas zu beunruhigen 
oder die Juden zu enttäuschen braucht.“ 

b) Die Prinzipien über die Leitung der Immigration. Hier¬ 
über bemerkt die britische Erklärung vom Jahre 1922 folgendes: 

„Zur Ausführung dieser Politik ist es notwendig, daß die 
jüdische Gemeinschaft in Palästina in der Lage ist, ihre Zahl 
durch Immigration zu vergrößern. Diese Immigration kann 
in ihrem Umfang nicht so groß sein, daß sie die ökonomische 
Aufnahmefähigkeit des Landes für die Absorbierung neuer 
Ankömmlinge übersteigt. Es ist wesentlich, eine Sicherheit 
dafür zu schaffen, daß die Immigranten der Bevölkerung Pa¬ 
lästinas, als einem Ganzen, nicht zur Last fallen, und daß 
sie keine Gruppe der gegenwärtigen Bevölkerung ihrer Ar¬ 
beitsbeschäftigung berauben. Bis jetzt hat die Immigration 
diesen Bedingungen Genüge getan. Die Zahl von Immigran¬ 
ten, die seit der britischen Okkupation ins Land kam, belief 
sich auf ungefähr 25 000. 

Ebenso muß sichergestellt werden, daß politisch uner¬ 
wünschte Elemente von Palästina ausgeschlossen werden. In 
dieser Beziehung sind von der Regierung alle Vorsichtsmaß¬ 
nahmen getroffen worden und werden in Zukunft getroffen 
werden.“ 

Die vorliegende Regierungserklärung fährt jetzt wörtlich 
folgendermaßen fort: „Man wird erkennen, daß die oben auf¬ 
geführten Prinzipien es als wesentlich erscheinen lassen, daß 
bei Abschätzung der Aufnahmefähigkeit Palästinas in einem 
gegebenen Zeitpunkte sowohl arabische, wie jüdische Arbeits¬ 
losigkeit bei der Bestimmung der zulässigen Immigrationsquote 
in Betracht gezogen werden muß. Die Regierung beabsichtigt, 
Schritte zu tun, um in Zukunft eine exaktere Anwendung dieser 
Prinzipien zu gewährleisten.“ 

c) Die Stellung der Jewish Agency. Die Regierungserklä¬ 
rung vom Jahre 1922 erläutert die im Mandat vorgesehene Be¬ 
grenzung der Kompetenzen der Jewish Agency, die nunmehr 
in dem Weißbuch zitiert werden. 

7. In diesem Zusammenhang scheint es wünschenswert, 
etwaige Mißverständnisse über die Bestimmungen des Man¬ 
dates in bezug auf den Schutz der Rechte der nichtjüdischen 
Gemeinschaft in Palästina zu beseitigen. 

Wie schwer auch die Aufgabe sein mag, es würde unmög¬ 
lich sein, das Problem in Uebereinstimmung mit der klaren 
Absicht des Mandates so zu lösen, daß eine der beiden 
Verpflichtungen der anderen untergeordnet wird. Die 
Permanente Mandatskommission hat in ihrem Bericht an den 
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Völkerbundrat erst neuerlich die nachstehende bedeutsame 
Aeußerung getan: 

r u 3* ”2 aß , ^ e _/ m Mandat formulierten Verpflichtungen bezüg- 
Iicn der beiden Bevölkerungsgruppen von gleichem Gewicht sind, 

2. daß die beiden der Mandatarmacht auferlegten Verpflich¬ 
tungen in keiner Weise miteinander unvereinbar sind." 

Die Mandatskommission hat gegen diese beiden (von dem 
britischen Vertreter gemachten) Darlegungen, die nach ihrer An¬ 
sicht dem Sinn des Mandates für Palästina, wie die Mandats¬ 
kommission ihn versteht, genauen Ausdruck geben und seine 
Zukunft sicherstellen, keine Einwendungen zu erheben." 

„Die britische Regierung befindet sich mit dem Sinne 
dieser Aeußerung der Mandats-Kommission in voller Ueber- 
einstimmung, und es gereicht ihr zur Befriedigung, daß sie 
durch die Bestätigung seitens des Völkerbundrates den Cha- 
rakter einer autoritativen Erklärung erhalten hat." 

II. 

Sicherheit. 

10. Erste Pflicht der Regierung ist die Sicherstellung von 
Frieden, Ordnung und guter Verwaltung in Palästina. Auf¬ 
reizung zu Unruhen werden hart bestraft werden. 

Die Regierung hat beschlossen, in Palästina vorläufig zwei 
Bataillone Infanterie zu stationieren. Ferner zwei Flugzeug- 
schwadrone und vier Panzerwagen-Abteilungen in Palästina 
und Transjordanien. 

III. 

Verfassungsrechtliche Entwicklung. 

11. Auf die Forderung arabischer Führer auf Einführung 
einer Verfassungsform, die mit den Mandatsverpflichtungen un¬ 
vereinbar wäre, ist bereits hingewiesen worden. „Es ist je¬ 
doch die wohlerwogene Ansicht der Regierung, daß die Zeit 
gekommen ist, um die Frage der Einführung eines gewissen 
Ausmaßes von Selbstverwaltung in Palästina im Interesse der 
gesamten Bevölkerung ohne weiteren Aufschub in Angriff zu 
nehmen." 

12. Die britische Regierung beabsichtigt, einen Gesetz¬ 
gebenden Rat (Legislative Council) zu bilden, „im allgemeinen 
gemäß den in der britischen Regierungserklärung vom Jahre 
1922 angedeuteten Grundlinien". 

„Die Regierung erwartet zuversichtlich, daß sie bei dieser 
Gelegenheit sich der Mitwirkung aller Bevölkerungsgruppen 
versichern kann. Die Regierung wünscht jedoch, es ganz klar¬ 
zustellen, daß . . . jeder Versuch zur Verhinderung ihrer Ab¬ 
sichten mit allen möglichen Mitteln wirkungslos gemacht 
werden soll." 

Die Bildung eines solchen Gesetzgebenden Rates sollte 
für den arabischen Teil der Bevölkerung von besonderem Wert 
sein, weil sie zurzeit über kein verfassungsmäßiges Mittel 
verfügt, um der Regierung ihre Ansichten über soziale und 
wirtschaftliche Fragen nahezubringen. In einem Gesetzgeben¬ 
den Rate hätten die Araber die Möglichkeit, nicht nur ihre 
Ansichten darzulegen, sondern auch an der Diskussion über 
diese Fragen teilzunehmen. Der Gesetzgebende Rat kann 
auch zu einer Verbesserung der Beziehungen zwischen Juden 
und Arabern beitragen. 

13. Der Gesetzgebende Rat soll sich zusammensetzen aus 
dem High Commissioner und 22 Mitgliedern, von denen 10 
offizielle (von der Regierung ernannte) Mitglieder sein sollen 
und 12 nichtoffizielle Mitglieder. Die nichtoffiziellen Mitglieder 
sollen auf normale Weise in Urwahlen und durch Wahlmänner 
gewählt werden. Im Falle der Nichtmitwirkung einer Be¬ 
völkerungsgruppe bei der Durchführung der Wahlen werden 
nichtoffizielle Mitglieder ernannt (anstatt gewählt) werden. 

IV. 

Wirtschaftliche und soziale Entwicklung. 

14. Die Hauptfragen praktischer Natur sind die Boden¬ 
fragen, das Immigrationsproblem und die Frage der Arbeits¬ 
losigkeit. „Diese drei Fragen hängen auf das engste mit¬ 
einander zusammen und auf ihrer Lösung muß jeder Fort¬ 
schritt beruhen, der für die Einführung normaler friedlicher 
Bedingungen und für die Entwicklung des Wohlstandes in 
Palästina erhofft werden kann." 

a) Bodenfragen 

15. „Es kann jetzt definitiv erklärt werden, daß zurzeit 
und bei Zugrundelegung der gegenwärtigen arabischen Wirt- 
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Schaftsmethoden kein Boden für die landwirtschaftliche Ansied¬ 
lung neuer Immigranten verfügbar bleibt, mit der Ausnahme 
von solchen noch unbebauten Böden, die sich im Besitz ver¬ 
schiedener jüdischer Körperschaften befinden." 

In der Vergangenheit ist viel Kritik daran geübt worden, 
daß nur verhältnismäßig wenig Staatsländereien für jüdische 
Siedlungszwecke zur Verfügung gestellt worden sind. „Es ist 
jedoch ein Irrtum, anzunehmen, daß die Palästina-Regierung 
sich im Besitze weiter Flächen leeren Landes befinde, die für 
jüdische Siedlungsarbeit zur Verfügung gestellt werden könnten. 
Das Ausmaß unokkupierter Regierungsböden ist ganz gering¬ 
fügig. Die Regierung erhebt Anspruch auf beträchtliche 
Strecken, die tatsächlich von Arabern okkupiert sind und be¬ 
arbeitet werden. Selbst wenn die Regierung mit ihrem An¬ 
spruch auf diese Böden, der in vielen Fällen bestritten ist, durch¬ 
dringen würde, so wäre es nicht möglich, diese Böden jüdischer 
Ansiedlung nutzbar zu machen, angesichts der Tatsache, daß sie 
tatsächlich von arabischen Siedlern besetzt sind und angesichts 
der Notwendigkeit, zusätzliches Land zur Verfügung zu stellen, 
auf dem die arabischen Siedler, die jetzt ohne Boden sind (?), 
angesiedelt werden können. 

16. „Auf Grund der besten vorliegenden Schätzungen ist 
jetzt anzunehmen, daß die anbaufähige Fläche in Palästina (mit 
Ausnahme des Beer Scheba-Distriktes) 6 544 000 Dunam beträgt. 
Diese Fläche ist erheblich geringer als bisher angenommen 
wurde, da sich, die bisherigen offiziellen Schätzungen in der 
Nähe von 10 bis 11 Millionen Dunam bewegten." 

„Da für die Erhaltung einer Fellachenfamilie bei angemesse¬ 
ner Lebenshaltung auf unbewässerten Böden 130 Dunam erfor- 
deriich sind, so würde man, wenn man den gesamten anbau¬ 
fähigen Boden mit Ausnahme der bereits in jüdischem Besitz 
befindlichen Flächen unter die vorhandenen arabischen Land¬ 
bebauer verteilt, auf einen Durchschnittsbesitz von nicht mehr 
als 90 Dunam kommen. Um alle arabischen Landbebauer mit 
130 Dunam zu versorgen, würde man 8 Millionen Dunam anbau¬ 
fähigen Bodens benötigen." 

„Es stellt sich ebenfalls heraus, daß von den 86 980 länd¬ 
lichen arabischen Familien in den Dörfern 29,4 o/ 0 kein Land 
besitzen. Es ist nicht bekannt, wieviele von diesen Familien 
früher Bodenbau betrieben und seitdem ihr Land verloren 
haben." Dieser Punkt bleibt aufzuklären. 

17. Die Lebensbedingungen der Araber lassen viel zu wün¬ 
schen übrig, und „eine Politik der Bodenentwicklung ist für 
eine Verbesserung ihrer Lebenshaltung erforderlich". 

Eine konsequente Bodenentwicklungspolitik haben bisher 
nur die jüdischen Siedlungsorganisationen öffentlichen und pri¬ 
vaten Charakters verfolgt. 

.18. „Es ist bereits auf die bei der jüdischen Siedlungsarbeit 
bewiesene Energie und auf den hierbei erzielten bemerkens¬ 
werten Fortschritt hingewiesen worden. Es wäre ungerecht, die 
Behauptung zu akzeptieren, die im Laufe der Kontroverse 
über die Beziehungen zwischen Juden und Arabern in Palästina 
aufgestellt wurde, daß die Wirkung jüdischer Siedlungsarbeit 
auf die arabische Bevölkerung in allen Fällen den Interessen der 
Araber nachteilig gewesen ist. Das ist keineswegs völlig zu¬ 
treffend, aber bei der Betrachtung dieses Aspektes des Pro¬ 
blems muß ein Unterschied gemacht werden zwischen der Sied¬ 
lungsarbeit der Palestine Jewish Colonisation Association (Pica) 
und der unter zionistischen Auspizien durchgeführten Koloni¬ 
sation." 

„Insoweit die Politik der Pica in der Vergangenheit in Be¬ 
tracht kommt, hat der Araber von der Errichtung der Kolonien 
zweifellos erheblich profitiert, und die Beziehungen zwischen 
den Kolonisten und ihren arabischen Nachbarn sind in der Ver¬ 
gangenheit ausgezeichnet gewesen. Die jetzt von den jüdischen 
maßgebenden Stellen zitierten Fälle zur Stützung der Behaup¬ 
tung, daß jüdische Kolonisation den benachbarten Arabern Vor¬ 
teile gebracht hat, beziehen sich auf die Pica-Kolonien, die er¬ 
richtet wurden, bevor die von dem Keren Hajessod, dem Haupt¬ 
instrument der Jewish Agency, finanzierte Kolonisation ins 
Leben trat." 

„Einzelne der Versuche, die gemacht wurden, um den 
Beweis zu erbringen, daß die zionistische Kolonisation nicht 
die Wirkung gehabt hat, die früheren Landpächter in die 
Klasse der Landlosen zu überführen, haben sich bei näherer 
Nachprüfung als nicht überzeugend, um nicht zu sagen irre¬ 
führend herausgestellt." 





19. „Ueberdies ist die Wirkung jüdischer Kolonisation 
auf die bestehende Bevölkerung in äußerstem Maße abhängig 
von den Bedingungen, unter denen die verschiedenen jüdi¬ 
schen Körperschaften ihr Land in Besitz halten, ausnutzen 
und verpachten. Die Konstitution der erweiterten Jewish 
Agency, gezeichnet in Zürich am 14. August 1929. (Art. 3 d 
und e), sieht vor, daß der von der Agency erworbene Boden 
„unveräußerliches Eigentum des jüdischen Volkes" sein soll 
und daß „bei allen Arbeiten und Unternehmungen, die von 
der Jewish Agency auf geführt oder gefördert werden, es als 
ein Grundsatz gelten soll, daß jüdische Arbeiter beschäftigt 
werden sollen". Ueberdies verpflichtet sich der Pächter ge¬ 
mäß Art. 23 des Entwurfes eines Pachtvertrages, der auf alle 
Pachtländereien des Jüdischen Nationalfonds Anwendung 
finden soll, alle Arbeiten für die Kultivierung der Pacht¬ 
ländereien nur mit jüdischer Arbeit auszuführen. Strenge 
Verpflichtungen sollen die Beobachtung dieser Zusage sicher¬ 
stellen." 

„In dem Vertrag über die Rückzahlung von Krediten des 
Keren Hajessod ist eine strenge Verpflichtung für Siedler 
in den Kolonien der Küstenebene aufgenommen, nur jüdische 
Arbeiter zu beschäftigen, wenn immer sie genötigt sind, Lohn¬ 
arbeit in Anspruch zu nehmen. Eine ähnliche Bestimmung 
findet sich in den Verträgen für die Emek-Kolonien." 

„Diese strengen Verpflichtungen können schwer in Ein¬ 
klang gebracht werden mit der Erklärung des Zionisten¬ 
kongresses vom Jahre 1921 über „den Wunsch des jüdischen 
Volkes, mit dem arabischen Volke in einem Verhältnis der 
Eintracht und der gegenseitigen Achtung zu leben und im 
Bunde mit ihm die gemeinsame Wohnstätte zu einem blühen¬ 
den Gemeinwesen zu machen, dessen Ausbau jedem seiner 
Völker eine ungestörte nationale Entwicklung sichert (die 
Regierungserklärung zitiert den Beschluß in einem etwas ab¬ 
weichenden Text folgendermaßen: „.... to develop the home 
land common to both into a prosperous community which would 
ensure the growth of the peoples".)." 

20. „Die jüdischen Führer haben sich bei der Recht¬ 
fertigung dieser Politik in voller Freimütigkeit geäußert. Die 
Exekutive der allgemeinen jüdischen Arbeiter-Organisation, 
die auf die Leitung zionistischer Politik einen sehr erheb¬ 
lichen Einfluß ausübt, hat behauptet, solche Beschränkungen 
seien notwendig, um das Maximum an jüdischer Einwande¬ 
rung zu ermöglichen und die Lebenshaltung der jüdischen 
Arbeiter vor der Gefahr zu bewahren, zu dem niedrigeren 
arabischen Standard herabzusinken." 

„So logisch diese Argumente auch vom Gesichtspunkte 
einer rein nationalen Bewegung erscheinen mögen, so muß 
doch darauf hingewiesen werden, daß sie die Bestimmungen 
von Art. 6 des Mandates außer acht lassen, daß bei Förde¬ 
rung jüdischer Einwanderung und dichter Ansiedlung von 
Juden auf dem Lande die Palästina-Regierung dafür zu 
sorgen hat, daß „die Rechte und die Lage anderer Bevöl¬ 
kerungsgruppen nicht beeinträchtigt werden"." 

b) Landwirtschaftliche Entwicklung. 

22. „Auf Grund neuerlicher Untersuchungen ist die britische 
Regierung zu der Ueberzeugung gelangt, daß eine mehr metho¬ 
dische Entwicklung der Landwirtschaft zwecks besserer Boden¬ 
ausnutzung erforderlich ist." 

23. „Lediglich bei Anwendung einer solchen Politik wird 
eine weitere landwirtschaftliche jüdische Siedlungstätigkeit, die 
mit den im Art. 6 des Mandats niedergelegten Bedingungen im 
Einklang steht, möglich sein. Das erstrebte Ziel wird nur in 
einer Arbeit von Jahren erreicht werden können. Es ist daher 
ein Glück, daß sich die jüdischen Organisationen in dem Besitz 
umfangreicher Bodenreserven befinden, die noch nicht besie¬ 
delt oder entwickelt sind. Ihre Bewirtschaftung kann ohne 
Unterbrechung fortschreiten, während gleichzeitig mehr allge¬ 
meine Entwicklungsmaßnahmen, die Juden und Arabern zu¬ 
gleich zugutekommen können, zur Wirksamkeit gebracht wer¬ 
den. Während dieser Periode aber muß die für die Entwick¬ 
lungsmaßnahmen verantwortliche Behörde notwendigerweise 
die Kontrolle über alle Boden-Transaktionen in ihrer Hand 
behalten. Bodenübertragungen werden nur insoweit zulässig 
sein, als sie in die Pläne dieser Behörde nicht eingreifen. Im 
Hinblick auf die Verantwortlichkeiten der Mandatsmacht ist 
es klar, daß diese Behörde die Palästina-Regierung sein muß.“ 


c) I m m i g r a t i o n. 

26. Bei der Nachprüfung des Immigrations-Systems anläß¬ 
lich der Suspendierung der Arbeiter-Immigrationszertifikate im 
Mai dieses Jahres, sind verschiedene Mängel zutage getreten. 
In vielen Fällen haben Personen Zutritt erhalten, die keine 
Visen hätten erhalten dürfen, wenn alle tatsächlichen Momente 
bekannt gewesen wären. Die Regierung übt keine wirkungs¬ 
volle Kontrolle über die Auswahl von Immigranten aus, so daß 
gegen Unregelmäßigkeiten bei der Ausgabe von Zertifikaten 
und gegen die Einwanderung von unerwünschten Elementen 
keine angemessenen Sicherheitsmaßnahmen getroffen werden 
können. Störend ist auch die große Anzahl von Reisenden, die 
ohne Erlaubnis in Palästina verbleiben. Eine weitere ernste 
Erscheinung bildet die Zahl von Personen, die sich der Grenz¬ 
kontrolle entziehen. 

Bei jedem Versuch, einen seiner Aufgabe gewachsenen 
Regierungsapparat für die Kontrolle der Einwanderung zu 
schaffen, muß der wichtigen Rolle Aufmerksamkeit geschenkt 
werden, die zurzeit die Allgemeine Arbeiterorganisation hin¬ 
sichtlich jüdischer Einwanderung spielt. Der Einfluß der 
Allgemeinen Arbeiterorganisation ist weitreichend und ihre 
Aktionen sind von vielfältiger Art. Sie ist ein wichtiger 
Faktor innerhalb der zionistischen Weltbewegung, und auf 
dem letzten Zionistenkongreß repräsentierte mehr als ein 
Viertel der Delegierten zionistische Kreise Palästinas und des 
Auslandes, die mit der Allgemeinen Arbeiterorganisation iden¬ 
tisch sind." 

Im Hinblick auf ihre Mandatsverpflichtungen muß die 
Palästina-Regierung als Vertreter der Mandatarmacht die 
ausschlaggebende Instanz für alle Fragen der Immigration bil¬ 
den, wobei insbesondere auf ihre enge Verknüpfung mit dem 
Problem der Arbeitslosigkeit und der Bodenpolitik zu achten 
ist. Eine Verbesserung der bestehenden Maschinerie ist nur 
möglich, wenn zwischen der Regierung auf der einen Seite 
und der Jewish Agency auf der anderen Seite ein modus 
vivendi gefunden wird in der Regelung ihrer beiderseitigen 
Funktionen, und es muß hierbei der Einfluß der Allgemeinen 
Arbeiterorganisation auf die Agency voll in Betracht gezogen 
werden. 

27. Zurzeit besteht eine ernste arabische Arbeitslosigkeit, 
ebenso wie jüdische Arbeitslosigkeit, die als sehr unbefrie¬ 
digend bezeichnet werden muß. 

„Es kann als klar erwiesen gelten, daß die Aufstellung 
der Arbeiter-Einwanderungsliste abhängig sein muß von der 
Feststellung der Zahl aller Arbeitslosen in Palästina." Diese 
Zahl muß daher genau festgestellt werden. 

28. „Art. 6 des Mandats verlangt, daß die Rechte und die 
Lage der anderen Bevölkerungsgruppen durch jüdische Immi¬ 
gration nicht beeinträchtigt werden sollen. Es ist klar: wenn 
eine Immigration von Juden die arabische Bevölkerung hindert, 
Arbeit zu finden, die für ihren Lebensunterhalt erforderlich sind 
oder wenn jüdische Arbeitslosigkeit die allgemeine Lage des 
Arbeitsmarktes ungünstig beeinflußt, ist es die Pflicht der 
Mandatarmacht, gemäß dem Mandat eine solche Einwanderung 
zu reduzieren oder nötigenfalls zu suspendieren, bis der 
unbeschäftigte Teil der ,anderen Bevölkerungsgruppen 4 in der 
Lage ist, Arbeit zu finden. Es sei hierbei bemerkt, daß die 
Regierung die Suspension von Arbeiter-Zertifikaten im ver¬ 
gangenen Mai im Lichte der Nachprüfung der Immigrations¬ 
und Arbeitslosigkeitsprobleme als völlig gerechtfertigt be¬ 
trachtet." 

29. Der letzte Paragraph der Erklärung ruft nochmals zur 
Verständigung auf. In der Vergangenheit hat sich die Regie¬ 
rung von einer Einmischung in ökonomische und soziale 
Fragen möglichst fern gehalten. Diese Politik kann nicht fort¬ 
gesetzt werden. Nur bei enger Zusammenarbeit zwischen 
der Regierung und den arabischen und jüdischen Führern 
kann eine Situation vermieden werden, die die hingebungs¬ 
volle Arbeit derer, „die versucht haben, das Jüdische Natio¬ 
nale Heim aufzubauen", und die Interessen der Majorität der 
Bevölkerung in Gefahr stellt. Beide Rassen müssen mitein¬ 
ander leben und für die Bedürfnisse und Forderungen der an¬ 
deren Rasse Verständnis haben. An die arabischen Führer 
richtet die Regierung den Appell, den Tatsachen Rechnung zu 
tragen. Von den jüdischen Führern verlangt die Regierung, 
daß sie in bezug auf die „unabhängigen und separatistischen 
Ideale", die manche für das Jüdische Nationalheim unter¬ 
halten, einige Konzessionen machen. 
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Analyse des wirtschaftlichen Teiles 

Das Zentralbüro der Jewish Agency schreibt u. a.: 

1. Die nachstehende analytische Darstellung der am 21. Okt. 
1930 veröffentlichten Erklärung der englischen Regierung über 
ihr wirtschaftspolitisches Programm in Palästina ist ein erster, 
eiliger und unvollständiger Versuch. Der Sinn und die Trag¬ 
weite mancher Feststellungen und Schlußfolgerungen dürften 
erst nach dem Vergleich mit dem Bericht Sir John Hope 
Simpsons klar werden. Ein eingehenderes Studium des Do¬ 
kumentes könnte eine Korrektur mancher Interpretation er¬ 
forderlich machen. 

3. Um es vorwegzunehmen: Es ist nicht zu leugnen, daß 
der ganze wirtschaftspolitische Abschnitt Behauptungen, Ur¬ 
teile, Definitionen enthält und Maßnahmen ankündigt, die sich 
in sehr ungünstiger, ja verhängnisvoller Weise für das jüdische 
Siedlungswerk auswirken können. Aber gerade darum soll der 
positive und gutgemeinte Teil des Programms nicht übersehen 
werden. Unsere Kritik der negativen Seiten wird der eng¬ 
lischen öffentlichen Meinung gegenüber nicht erhöht, wenn die 
positiven Seiten gänzlich außer acht gelassen werden. 

Die Regierung geht von der Voraussetzung aus, daß bei 
den gegenwärtigen Methoden der Bodenbenutzung in Palästina 
nicht einmal die Fellachen (die Zahl der ländlichen Familien 
wird mit 86 970 angegeben, von welchen 29 o/o landlos sind) 
genug Land haben. Um darum die Lage der Fellachen, ins¬ 
besondere der landlosen, zu verbessern und zusätzliche land¬ 
wirtschaftliche Ansiedlungen von Juden zu ermöglichen, soll 
eine aktive Politik der methodischen agrikultureilen Entwick¬ 
lung in Angriff genommen werden. Durch bessere Ausnutzung 
des Bodens soll Land gewonnen werden für Araber und Juden. 
Diese fundamentale Absicht der Regierung soll nicht verkannt 
werden. Ebenso sollte der Eindruck nicht entstehen, daß wir 
einen Plan mißgünstig beurteilen, der die Existenzsicherung 
des armen Fellachen zum Zwecke hat. Alles kommt auf den 
Geist an, in dem die geplante, weitgehende Intervention der 
Regierung durchgeführt wird. Und in dieser Beziehung ist 
Grund zur Besorgnis nicht nur angesichts der administrativen 
Erfahrung der letzten zehn Jahre, sondern die vorliegende Re¬ 
gierungserklärung selbst in Darstellung, Betonung und Moti¬ 
vierung ist geeignet, ernste Befürchtungen hervorzurufen. 

4. Es war aus naheliegenden politischen Gründen nicht zu 
erwarten, daß die Regierung in ihrer Erklärung bei der Be¬ 
urteilung der Landreserven Palästinas den Boden von Trans¬ 
jordanien mitzählen wird. Es ist aber nicht einzusehen, warum 
der kultivierbare Teil des Negew (Distrikt von Berscheba), 
der drei Millionen Dunam groß ist, nicht in Rechnung ge¬ 
stellt wird. Dann würde eben der angebliche Fehlbetrag von 
li/ 2 Millionen Dunam, der auf Grund einer Norm von 130 Dunam 
pro Familie errechnet wird, verschwinden. Es handelt sich 
nicht bloß um die rechnerische Frage, ob bei den Fellachen 
West-Palästinas akuter Landmangel herrscht (durch die Eli¬ 
minierung des Negew wird dieser Eindruck natürlich verstärkt). 
Vorsicht ist geboten gegenüber etwaigen Tendenzen in ge¬ 
wissen Beamtenkreisen, dem Negew sozusagen eine Sonder¬ 
stellung zu geben und ihn (nach transjordanischem Muster) in 
eine stille, allein für die Beduinen bestimmte Reserve zu ver¬ 
wandeln. 

5. Ein weiterer bedenklicher Punkt, dessen praktische Be¬ 
deutung noch nicht gewürdigt werden kann, ist die Einführung 
des Begriffes der „landlosen Bauern“. Anscheinend bezieht sich 
das auf einen Teil der ländlichen Bevölkerung. Wer ist 
aber damit gemeint? Die Pächter, die Haraten (arabische Land¬ 
arbeiter oder Arbeiterpächter), oder jeder Araber, der im Dorfe 
wohnt, auch wenn er mit Landwirtschaft gar nichts zu tun hat? 

Die Regierung selbst fühlt den Mangel an Klarheit und 
bemerkt, daß die Frage, wieviel von diesen Familien vorher 
den Boden bearbeitet haben und ihn später verloren haben, 
durch die im nächsten Jahre vorzunehmende Zählung fest¬ 
gestellt werden soll. Der Hinweis auf die Zählung ist aber 
gar keine Garantie gegen Mißbräuche aller Art bei der Be¬ 
stimmung der Zahl der landlosen Bodenarbeiter. 

6. Die wichtigste angekündigte Maßnahme ist die Eim 
Setzung einer Art Ansiedlungsbehörde (Development 
authority) zur planmäßigen Entwicklung der Landwirtschaft, 
an deren Vorteilen Araber und Juden beteiligt sein können. 
Ueber diese allgemeine Umschreibung geht die Erklärung 
nicht hinaus. 


Die Ansiedlungsbehörde wird während einer gewissen Zeit 
völlige Kontrolle über Bodenkauf und Verkauf 
ausüben. Landtransaktionen werden nur insofern zugelassen 
werden sein, als sie mit den Plänen der Behörde nicht kolli¬ 
dieren. Es ist nicht gut möglich, eindeutig festzustellen, was 
die Kompetenzen dieser Behörde in der Praxis bedeuten 
werden. Es kann sich bloß um ein Vorkaufsrecht der Re¬ 
gierung handeln, es kann aber auch gemeint sein, daß der 
freie Grundstückverkauf gegebenenfalls eingestellt werden 
kann. Jedenfalls ist der Palästina-Verwaltung eine Waffe in 
die Hand gegeben, die unter Umständen sehr leicht gegen 
den Bodenerwerb durch jüdische Gesellschaften gebraucht 
werden kann. Daß die Eventualität einer zeitweisen Ein¬ 
stellung des Bodenerwerbs in Betracht gezogen wird, ergibt 
sich aus der beiläufigen Bemerkung der Erklärung, daß die 
Tätigkeit der jüdischen Organisationen keine Unterbrechung 
zu erfahren braucht, weil sie im Besitz einer genügenden 
Bodenreserve für landwirtschaftliche Ansiedlung sind. 

8. Der Punkt über Staatsländereien klingt wie eine Er¬ 
widerung auf den betreffenden Abschnitt im Memorandum 
der Exekutive. Die Regierungserklärung geht allerdings mit 
keinem Wort auf unsere Vorstellungen in bezug auf die 
Bodenverteilung im Beisan oder die Hule-Konzessionen usw. 
ein, stellt jedoch im allgemeinen fest, daß die Staatsländereien 
zum größten Teil von Fellachen okkupiert sind und bearbeitet 
werden. Noch bedenklicher ist jedoch der zweite angegebene 
Grund, daß die Staatsländereien erforderlich sind, um für 
die jetzt arbeitslosen arabischen Bauern zusätzliches Land zu 
bekommen. Dieses ist eine äußerst gefährliche Bemerkung, 
denn danach sieht es so aus, als ob die Regierung bei den 
noch verfügbaren Staatsländereien ein Prioritätsrecht für land¬ 
lose Araber anerkennt. 

9. Besonders unfreundlich ist die Regierungserklärung 
in dem Teile, der den Wirkungen der jüdischen Kolonisation 
auf die arabische Bevölkerung gewidmet ist. Dabei zieht 
die Regierung eine deutliche Grenzlinie zwischen den Kolo¬ 
nien, die sie unter dem Sammelnamen von P. I. C. A.-Kolo- 
nien zusammenfaßt und Siedlungen der Zionistischen Organi¬ 
sation. Es wird zugegeben, daß die P. I. C. A.Kolonien in 
hohem Maße der arabischen Bevölkerung zum Vorteil ge¬ 
reichen, und es wird behauptet, daß sie mit ihren arabischen 
Nachbarn stets in ausgezeichneten Beziehungen waren. (Neben¬ 
bei bemerkt eine historisch unrichtige Bemerkung, wie sich 
aus den Ueberfällen auf Petach-Tikwah, Chedera im Jahre 1921 
und den Attacken auf Beer Tuvia, Gedera usw. im Jahre 1929 
ergibt.) Hingegen wird das in bezug auf die Siedlungen des 
Keren Hajessod in Abrede gestellt und das von der Exekutive 
vorgelegte Material zur Abwehr der Beschuldigung, daß Fel¬ 
lachen durch die zionistische Kolonisation landlos gemacht 
wurden, als nicht überzeugend, ja als falsch bezeichnet. Es 
werden die Verfassung der Jewish Agency, die Pachtverträge 
des Jüdischen Nationalfonds und die Verträge des Keren 
Hajessod mit den Siedlern zitiert und die zwei Grundprin¬ 
zipien der zionistischen Kolonisation „Unveräußerliches Boden¬ 
eigentum des Nationalfonds“ und „Jüdische Arbeit“ als unver¬ 
einbar mit der bekannten Resolution des Karlsbader Kongresses 
1921 über unser Verhältnis zu den Arabern hingestellt. 

Es werden in der Regierungserklärung keine praktischen 
Konsequenzen aus diesen Feststellungen gezogen, und ihr 
Zweck bleibt schleierhaft. Aber es ist an sich erstaunlich, daß 
die Regierung es überhaupt für nötig und möglich findet, 
einen kritischen Vergleich zwischen P. I. C. A.-Kolonien und 
zionistischen Siedlungen zu ziehen und über die Methoden der 
zionistischen Kolonisation ein derart abfälliges Urteil auszu¬ 
sprechen. Noch erstaunlicher ist die Tatsache, daß in einer 
Erklärung, für die die Regierung einer Arbeiterpartei verant¬ 
wortlich ist, einer Siedlungsmethode der Vorzug gegeben wird, 
die auf privatem Bodenbesitz und auf der Beschäftigung arabi¬ 
scher Lohnarbeiter durch jüdische Bodenbesitzer beruht, 
während die wichtigsten Grundsätze, für die gerade die jü¬ 
dische Arbeiterschaft und die sozialistischen Richtungen im 
Zionismus eintreten, von der Regierung als eine Schädigung 
der Interessen der arabischen Bevölkerung bezeichnet werden. 
Wie gesagt, ist nicht ersichtlich, wohin dieser Angriff zielt, 
ob damit Erschwerungen des Bodenkaufes durch den J. N.-F. 
angedeutet, oder ob eine Aenderung gewisser Vertrags¬ 
bestimmungen des K. H. und des J.N.-F. verlangt werden 
sollen. Charakteristisch immerhin ist die allgemeine dabei zum 
Vorschein kommende Tendenz, in der jüdischen Wirtschaft 
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mehr Raum für die arabische Arbeit zu schaffen, sowie die 
wenn auch nicht ausgesprochene Auffassung, daß jüdische 
Kolonisationsmethoden danach zu beurteilen sind, inwiefern 
sie der arabischen Bevölkerung direkt zugute kommen. 

10. Diese Tendenz wird noch deutlicher bei der Be¬ 
handlung der Immigrationsfrage. Auch hier fehlt 
eine klare Antwort auf die Forderungen der Jewish 
Agency in bezug auf ihre Funktionen bei der Regelung der 
Immigration. Es wird indes festgestellt, daß die Palästina- 
Regierung das Organ der Mandatarmacht in allen die Immi¬ 
gration betreffenden Angelegenheiten ist. Es ist also an¬ 
zunehmen, daß die Regierung nicht geneigt 
ist, irgendwelche Rechte auf diesem Gebiet 
der Jewish Agency zu übertragen. 

11. Von viel größerer Tragweite jedoch ist die neue For¬ 
mulierung der Prinzipien, die bei der Berechnung der Aufnahme¬ 
fähigkeit des Arbeitsmarktes beobachtet werden müssen. Es 
wird zunächst ausdrücklich festgestellt, daß bei der Vorbereitung 
der Labour Schedule die Lage sowohl auf dem jüdischen, als 
auch auf dem arabischen Arbeitsmarkt in Rechnung gezogen 
werden muß. Die Regierungserklärung verlangt ausdrücklich 
das Recht, jüdische Einwanderung zu reduzieren und sogar zu 
suspendieren, solange es Arbeitslosigkeit unter den Arabern 
gibt. Diese Doktrin ist eine einschneidende Abweichung von 
dem im Weißbuch 1922 auf gestellten Grundsätze. Dort heißt 
es, daß die Einwanderung die ökonomische Kapazität des Landes 
nicht überschreiten darf, daß die Immigranten der Bevölkerung 
Palästinas nicht zur Last fallen dürfen und „daß sie keinen Teil 
der bestehenden Bevölkerung um seine Arbeitsmöglichkeit brin¬ 
gen sollen“. Nun wird die jüdische Immigration nicht bloß an 
die Bedingung geknüpft, daß sie keinen Araber von seinem Ar¬ 
beitsplatz verdrängt, sondern jede arabische Arbeitslosigkeit, für 
die die Juden keine Verantwortung tragen, kann zum Vorwand 
benutzt werden, um den Umfang der jüdischen Immigration zu 
vermindern oder um sie ganz einzustellen. 

Daß die neue Formel solche Gefahren in sich birgt, ergibt 
sich aus der Tatsache, daß Hope Simpson, der sie in seinem 
Bericht aufgestellt hat, zugleich die ausdrückliche Einschränkung 
macht, daß jüdische Einwanderung auch zur Zeit arabischer Ar¬ 
beitslosigkeit zulässig ist, wenn jüdisches Kapital zum Zweck 
der dauernden Beschäftigung dieser jüdischen Einwanderer im¬ 
portiert wird. Diese Einschränkung fehlt jedoch in der Regie¬ 
rungserklärung. 

12. Neben diesem neuen wirtschaftlichen Faktor bei der 
Berechnung der Arbeitsmöglichkeiten wird ziemlich unverhüllt 
auch ein politischer Faktor eingeführt. Es wird mit Nach¬ 
druck hervorgehoben, daß uneingeschränkte Einwanderung auch 
nicht im Interesse der jüdischen Gemeinschaft selbst liegt, denn 
solange eine arabische Bevölkerung aus irgendwelchen plausibel 
erscheinenden Gründen den Verdacht hege, daß die wirtschaft¬ 
liche Depression, von der sie gegenwärtig betroffen ist, aut 
übermäßige jüdische Einwanderung zurückzuführen sei, könne 
keine Besserung der Beziehungen zwischen den beiden Völkern 
möglich sein. Der gewundenen Rede kurzer Sinn 
ist, daß unter Umständen auch politische Er¬ 
wägungen bei der Bestimmung des Umfanges 
der jüdischen Einwanderung in Betracht ge¬ 
zogen werden dürfen. 

Es ist wahr, daß im Anschluß an diesen politische Restrik¬ 
tionen entschuldigenden Passus ein Satz folgt, in welchem der 
Wunsch ausgesprochen wird, Methoden engerer Kooperation 
und Beratung zwischen dem Immigrations-Departement der Re¬ 
gierung und den jüdischen Behörden herzustellen, um die Ein- 
wanderungs-Schedule einvernehmlich auszuarbeiten. Es bleibt 
nur sehr fraglich, ob ein solches Einverständnis auf Grund der 
oben aufgestellten leitenden Prinzipien erreichbar sein wird. 


Jewish Agency-Kundgebung 
in Stuttgart 

Verstärkung des Arbeitswillens in Deutschland 

In einer ausgezeichnet besuchten Veranstaltung der 
Agency am 18. Oktober, sprachen die Herren Dr. Eduard 
Strauß (Frankfurt a. M.) und Dr. Adolf F r i e de m an n 
(Amsterdam) über „Das deutsche Judentum und der Palästina- 
Aufbau“. Ihre Referate fanden stürmischen Beifall und bildeten 
den Auftakt für eine Werbeaktion zugunsten des Keren Ha- 
jessod, die zurzeit noch durchgeführt wird. Ueber den Fortgang 
der Arbeit erhielt das Zentralbüro des Deutschen Keren Ha- 
jessod vom Jewish Agency-Komitee in Stuttgart einen Bericht, 
dem wir den folgenden für die psychologische Rückwirkung 
der neuen Situation außerordentlich charakteristischen Passus 
entnehmen: „Bei unserer Werbetätigkeit ist besonders be¬ 
merkenswert, daß die englische Regierungserklärung über Pa¬ 
lästina nicht nur nicht lähmend, sondern sogar anfeuernd 
und befördernd einwirkte ... Es war sehr inter¬ 
essant, von verschiedenen Seiten zu hören, daß man sich durch 
die Regierungserklärung in keiner Weise in den Erwartungen 
für den Palästina-Aufbau beirren ließ. Diese Tatsache ist psy¬ 
chologisch sehr wichtig und wird Sie sicher interessieren.“ 

Einberufung des Initiativkomitees 

Der Vorsitzende des Initiativkomitees für die Erweiterung 
der Jewish Agency in Deutschland, Herr Direktor Oscar 
Wassermann, hat die Mitglieder des Komitees zu einer 
Tagung, die am 18. November in Berlin stattfindet, eingeladen. 

Dem Präsidium des Keren Hajessod 

(Jüdisches Palästinawerk) e. V. in Deutschland 
gehören an: 

Oscar Wassermann, Vorsitzender; Generalkonsul Eugen 
Landau, Kurt Blumenfeld, stellvertretende Vorsitzende; 
Dr. Alfred Apfel, Rabbiner Dr. Leo Baeck, Dr. Aron 
Barth, Alfred Berger, Dr. Friedrich Brodnitz, Willy 
Dreyfus, Dr. Bernhard Kahn, Fritz Naphtali, Dr. Martin 
Rosenblüth, Leo Simon — Berlin; Alfred Lisser (Ham¬ 
burg), Fritz Sondheimer (Frankfurt a. M.), Julius 
Schindler (Hamburg), Dr. h. c. Alfred Leonhard Tietz 

(Köln). 
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